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Schlussfolgerungen des Rates 

zur Beseitigung von im Rahmen der dritten Säule der Investitionsoffensive ermittelten Engpässen 
für Investitionen 

 

Der Rat (Wirtschaft und Finanzen) hat die nachstehenden Schlussfolgerungen angenommen: 

Eine Reihe von positiven Entwicklungen in der EU seit der weltweiten Wirtschafts- und Finanz-
krise lassen die Widerstandsfähigkeit und die Erholung der europäischen Wirtschaft erkennen. Die 
Volkswirtschaften aller Mitgliedstaaten wachsen wieder, die Investitionen haben sich erhöht, und 
acht Millionen neue Arbeitsplätze wurden seit 2013 geschaffen. Jedoch ist das Investitionsvolumen 
in der EU seit der weltweiten Wirtschafts- und Finanzkrise erheblich zurückgegangen. Dadurch 
werden die Konjunkturbelebung, die Schaffung von Arbeitsplätzen, das langfristige Wachstum und 
die Wettbewerbsfähigkeit gedämpft. Vor diesem Hintergrund soll mittels der im November 2014 
vorgestellten Investitionsoffensive für Europa dieser niedrigen Investitionsquote durch drei sich 
gegenseitig verstärkenden Säulen entgegengewirkt werden: die Mobilisierung privater Finanzmittel 
für Investitionen, zielgerichtete Initiativen, um zu gewährleisten, dass die Investitionen die Real-
wirtschaft erreichen, und die Verbesserung des Investitionsumfelds durch die Beseitigung von 
sektorspezifischen und anderen Investitionshemmnissen. 

Im Rahmen der ersten Säule dürfte der Europäische Fonds für strategische Investitionen (EFSI) 
bereits Gesamtinvestitionen in Höhe von 154 Mrd. EUR mobilisiert haben. Die europäische Platt-
form für Investitionsberatung, die gemeinsam mit dem europäischen Investitionsvorhabenportal die 
zweite Säule bildet, ist seit September 2015 aktiv und hat bereits in den meisten Mitgliedstaaten 
Projektberatung geboten. Darüber hinaus ERKENNT der Rat die Gesamtnachfrage als Motor für 
Investitionen AN und IST DER AUFFASSUNG, dass zur Ausschöpfung des vollen Potenzials der 
Möglichkeiten, die die Investitionsoffensive bietet, sowie zur Nutzung ihres vollen Multiplikator-
effekts einschlägige und angemessene Maßnahmen einschließlich Strukturreformen entscheidend 
sind, damit Investitionshemmnisse im Rahmen der sogenannten "dritten Säule" der Offensive 
beseitigt werden können. Dies erfordert die Umsetzung einer ehrgeizigen Agenda, um den Binnen-
markt dadurch weiter zu stärken, dass für größere Berechenbarkeit der regulatorischen Rahmen-
bedingungen gesorgt wird und noch bestehende Investitionsengpässe mittels kombinierter Maß-
nahmen auf Ebene der EU und der Mitgliedstaaten beseitigt werden. Vor diesem Hintergrund 
BEGRÜSST der Rat die vom Ausschuss für Wirtschaftspolitik in Zusammenarbeit mit den Dienst-
stellen der Kommission und der Europäischen Investitionsbank geleistete Arbeit zur Ermittlung der 
Investitionsengpässe. 
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Der Rat BETONT, dass die Vollendung des Binnenmarkts wesentlich für den Erfolg und die 

Erreichung der Ziele der Investitionsoffensive für Europa ist. Europa braucht ein Regelungsumfeld, 

das berechenbar ist, die Verwaltungslast verringert und Investitionen anregt, und muss aktiv darauf 

hinarbeiten, diese Bedingungen zu schaffen. Günstige Rahmenbedingungen für Unternehmen im 

Binnenmarkt sind von zentraler Bedeutung, wenn das volle Investitionspotenzial erschlossen 

werden soll. Aus diesem Grund BEGRÜSST der Rat die Bemühungen der Kommission, das Inves-

titionsumfeld in Europa zu verbessern und die Finanzierung der Realwirtschaft zu erleichtern, und 

FORDERT die Kommission AUF, diese Anstrengungen im Zusammenhang mit der Energieunion, 

der Kapitalmarktunion, der Binnenmarktstrategie für Waren und Dienstleistungen, der Strategie für 

einen digitalen Binnenmarkt, der Agenda für bessere Rechtsetzung und dem Paket zur Kreislauf-

wirtschaft weiterzuführen. Der Rat NIMMT den Legislativvorschlag der Kommission zur Änderung 

der Richtlinie 2012/30/EU über Insolvenzverfahren ZUR KENNTNIS und wird dessen Bewertung 

vorrangig behandeln. 

Der Rat BETONT, dass weitere Fortschritte hin zu einem höheren Investitionsvolumen in Europa 

und der Erfolg der Investitionsoffensive stark von der Umsetzung von Strukturreformen zur Besei-

tigung von Investitionsengpässen, die im Rahmen der dritten Säule ermittelt wurden, abhängen; wie 

der Rat jedoch im Juli 2016 zur Kenntnis genommen hat, wurden bisher nicht genügend Fortschritte 

bezüglich der Verbesserung des Investitionsumfelds erzielt. 

Vor dem Hintergrund der bisherigen Arbeit STELLT der Rat folgende spezifische Investitions-

engpässe HERAUS: 

 Die am häufigsten anzutreffenden Investitionshemmnisse ergeben sich beispielsweise aus 

ungünstigen Rahmenbedingungen für Unternehmen, der Ineffizienz öffentlicher Verwal-

tungen, häufigen Änderungen an Regelungen, der Marktgröße und dem Marktgefüge sowie 

aus einem hohen branchenspezifischen Verwaltungs- und Regulierungsaufwand. In einigen 

Ländern werden Investitionen auch durch den fehlenden Zugang zu Finanzmitteln, insbe-

sondere für KMU, sowie durch komplexe Steuersysteme und/oder eine hohe Kapital-

besteuerung, Marktverzerrungen auf den Produktmärkten und dem Arbeitsmarkt sowie durch 

Schwächen in den Forschungs- und Innovationsrahmen behindert. 
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 Investitionen in netzgebundene Wirtschaftszweige: Die von der EU 28 in den Bereichen 
Verkehr, Energie und Telekommunikation vorgenommenen Investitionen belaufen sich im 
Durchschnitt auf etwa 3 % des BIP für alle drei Bereiche zusammen. Auch wenn Synergien 
häufig sektorbezogen wirken, so bestehen dennoch umfangreiche, wachsende Synergien 
zwischen den Netzen verschiedener Bereiche, die die Dynamik der Märkte durch neue Infra-
strukturnutzungsmöglichkeiten gestalten und Änderungen der Geschäftsmodelle erforderlich 
machen. Im Energiebereich stützen sich neue Dienste auf schnelle und präzise Tele-
kommunikation, was dazu führt, dass die Marktakteure in Breitbandinfrastruktur investieren. 
Im Verkehrsbereich werden zur Zeit neue Dienstleistungen entwickelt, die sich auf eine quali-
tativ hochwertige Elektrizitätsinfrastruktur und modernste Telekommunikation stützen. 

 Zwar bestehen hier EU-weit Unterschiede, zu den starken Engpässen jedoch, die Investitionen 
behindern, gehören unter anderem fehlende Verbindungen zwischen Netzen in der EU, die 
Komplexität des Regelungsrahmen und die daraus entstehenden erheblichen Belastungen, 
langwierige Genehmigungsverfahren, fehlende wettbewerbliche Vergabeverfahren, wodurch 
oftmals die mit der Vergabe öffentlicher Aufträge einhergehenden Vorteile nicht in vollem 
Umfang genutzt werden können, sowie Fristüberschreitungen aufgrund unnötig langwieriger 
Rechts- und Verwaltungsverfahren. 

 Auf den Energiemärkten sind kohärente Preissignale eine wichtige Grundlage für eine markt-
basierte effiziente Bereitstellung von Investitionen. Öffentliche Interventionen sollten darauf 
abzielen, regulatorische Verzerrungen so gering wie möglich zu halten und Anreize, die Fehl-
entwicklungen auslösen, zu beseitigen. Es müssen Instrumente konzipiert werden, die den 
Übergang zu einer Wirtschaft mit geringen CO2-Emissionen unterstützen, damit auf lange Sicht 
die ökologische, soziale und fiskalische Nachhaltigkeit sichergestellt werden kann. 

 Investitionen in Energieeffizienz und Wohnungsbauinvestitionen in erneuerbare Energie: 
Haushalte können mit bestimmten Einschränkungen konfrontiert sein, die zu langfristig sub-
optimalen Investitionsentscheidungen führen. Hierzu kann gehören, dass die tatsächlichen 
Kosten und die tatsächliche Rendite von Investitionen nicht hinreichend bekannt sind, da diese 
im Zeitverlauf nicht miteinander verglichen werden. Zudem ist es möglich, dass Haushalte nur 
begrenzten Zugang zu Finanzmitteln haben, sodass Bedarf an bezahlbaren Finanzprodukten 
besteht, um Anreize für Verbraucher, und insbesondere für Haushalte mit geringem 
Einkommen, zu schaffen, beispielsweise durch großmaßstäbliche Lösungen oder Lösungen, die 
eine Bündelung erlauben, bei denen aber die Risikoprofile dieser Haushalte berücksichtigt 
werden. Investitionen sind normalerweise wenig umfangreich und werden oftmals nur als Teil 
regelmäßiger Renovierungsvorhaben betrachtet. Für Mietmärkte können die Anreize in Anreize 
für Gebäudeeigentümer und solche für Mieter aufgeteilt werden. 
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 Investitionen in die digitale Wirtschaft: Investitionen in die digitale physische Infrastruktur 
sind von wesentlicher Bedeutung, damit die EU Nutzen aus der Innovationswelle, die durch 
die Ausweitung der digitalen Wirtschaft entsteht, ziehen kann und weiterhin wettbewerbs-
fähig bleibt. Investitionen werden jedoch von starken Engpässen beeinträchtigt. Die Kosten 
für den Ausbau von Breitbandnetzen mit sehr hoher Kapazität sind hoch, und dieser Ausbau 
erweist sich manchmal in weniger dicht besiedelten Gebieten als wirtschaftlich nicht rentabel. 
Die Richtlinie 2014/61/EU, die dazu beitragen soll, diese Kosten zu verringern, muss in den 
meisten Mitgliedstaaten noch vollständig umgesetzt und durchgeführt werden. Schnellere und 
effizientere Verwaltungsverfahren würden auch dazu beitragen, die Kosten zu verringern. 
Märkte sind oftmals rein nationale Märkte; hierdurch bleiben die Kosten hoch, und Größen-
kostenersparnisse lassen sich kaum realisieren. Unsicherheit in Bezug auf die kurzfristige 
Realisierung eines Breitbandnetzes mit sehr hoher Kapazität führt dazu, dass im Vergleich zu 
den Investitionskosten nur geringe Gewinne erwartet werden, was sich hemmend auf die 
Investitionstätigkeit auswirkt. In einigen Ländern bestehen neben den Hindernissen im 
Zusammenhang mit der physischen Infrastruktur noch weitere Hindernisse, wie beispiels-
weise fehlendes Vertrauen in die Sicherheit digitaler Systeme und unzureichende digitale 
Kompetenz bei manchen Bevölkerungsschichten. 

 Nutzung von öffentlich-privaten Partnerschaften (ÖPP): Öffentlich-private Partner-
schaften können, wenn sie in geeigneter Weise eingesetzt werden, bestimmte Arten von 
Investitionen erleichtern und bieten eine Alternative für die Bereitstellung öffentlicher Güter 
und Dienstleistungen. Da es sich dabei um langfristige vertragliche Verpflichtungen handelt, 
bedarf es jedoch eines starken und soliden Engagements seitens der Partner des öffentlichen 
und des privaten Sektors; zudem stellen sie ein potenzielles Risiko für die öffentlichen 
Finanzen dar. Die Nutzung dieser Partnerschaften wird oftmals dadurch behindert, dass 
ungünstige Rahmenbedingungen bestehen, zu denen unter anderem fehlende Verwaltungs-
ressourcen, instabile und ineffiziente Regelungsrahmen und fehlendes politisches Engagement 
für längerfristige Investitionen zählen. Unter bestimmten Umständen können EU-Mittel zur 
Finanzierung von öffentlich-privaten Partnerschaften herangezogen werden; die jüngsten 
Änderungen an den Regelungen sollen es leichter machen, EU-Mittel und öffentlich-private 
Partnerschaften zu kombinieren. 

 Insolvenzvorschriften: Gut funktionierende Insolvenzvorschriften begünstigen Wirtschafts-
wachstum und Finanzsystemstabilität. Eindeutige Regelungen für grenzüberschreitende Ver-
fahren können zu grenzüberschreitenden Investitionen beitragen; die gleiche Wirkung kann 
auch von einer Verringerung der Unterschiede zwischen den Insolvenzsystemen der ver-
schiedenen Länder ausgehen. Die Insolvenzvorschriften weichen EU-weit sehr stark von-
einander ab, wobei es bei den Verfahren große Unterschiede in Bezug auf Dauer und Kosten, 
Vorhersagbarkeit und Transparenz, Zweitchancen für Unternehmer und Verbraucher sowie in 
Bezug auf die Umschuldungsmöglichkeiten gibt. 
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 Zu den starken Hemmnissen, die durch ineffiziente Insolvenzvorschriften entstehen, zählen 

unter anderem niedrige Beitreibungsraten für Inhaber von Forderungen einschließlich abge-

sicherter Gläubiger, die mögliche Anwendung einer Rangfolge hinsichtlich der Bedienung der 

Gläubiger und fehlende effektive und effiziente Umstrukturierungsverfahren. Die geeigneten 

begleitenden politischen Maßnahmen, die dazu beitragen könnten, Nutzen aus effektiven 

Insolvenzvorschriften zu ziehen, umfassen unter anderen die Auflösung notleidender Kredite 

unter anderem durch die Schaffung eines Sekundärmarktes auf nationaler Ebene sowie eine 

geeigneten Steuer- und Aufsichtspolitik, die für eine wirksame Entlastung von uneinbring-

lichen Forderungen sorgt. 

 Es besteht nach wie vor ein erhebliches Potenzial, auf weitere Synergien und Komplemen-

taritäten zwischen den Finanzinstrumenten der EU hinzuwirken, um die Zusammenlegung 

von Mitteln für Infrastrukturprojekte zu unterstützen. Die Unübersichtlichkeit der Regelungen 

für die Verwendung von EU-Mitteln und administrative Engpässe bei der Verwendung dieser 

Mittel können durch die Hauptgrundsätze der Vereinfachung und Standardisierung von Ver-

fahren, die Kombination von Instrumenten und die Bündelung von Ressourcen ungeachtet 

ihres Ursprungs verringert werden. 

Der Rat NIMMT KENNTNIS von den in dem vorliegenden Dokument dargelegten Investitions-

engpässen, ERSUCHT die Kommission, diese Erkenntnisse in weiteren Entwürfen von Empfeh-

lungen im Rahmen des Europäischen Semesters zu berücksichtigen, und ERSUCHT die Mitglied-

staaten, die im Rahmen des Europäischen Semesters ausgesprochenen länderspezifischen Empfeh-

lungen 2016 des Rates, und insbesondere diejenigen, die Investitionsengpässe zum Gegenstand 

haben, vollständig umzusetzen. 

Der Rat HEBT HERVOR, dass die Arbeit hinsichtlich der Ermittlung von Investitionshemmnissen 

fortgesetzt werden muss, und ERSUCHT den Ausschuss für Wirtschaftspolitik, seine thematische 

Arbeit fortzusetzen, die darauf abzielt, weitere Investitionsengpässe und bewährte Verfahrens-

weisen zur Beseitigung dieser Engpässe zu ermitteln. Zudem ERSUCHT der Rat die Europäische 

Investitionsbank, die Arbeit des Ausschusses für Wirtschaftspolitik durch die bei ihrer markt-

orientierten Tätigkeit insbesondere im Rahmen der Investitionsoffensive für Europa in Bezug auf 

Investitionshemmnisse und -engpässe gewonnenen Erkenntnisse zu ergänzen. 
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